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Kurz notiert

Land schreibt Regenkleidung
für Polizei und Justiz aus

STUTTGART. Das Land Baden-
Württemberg will gut 5000 Stück
Regenkleidung für Polizei und
Justiz nach der Verordnung über
die Vergabe öffentlicher Aufträge
beschaffen. Der Zuschlag soll
Ende des Monats erteilt werden,
der Vertrag zwei Jahre laufen. Er
kann optional zwei Mal um ein
Jahr verlängert werden. (sta)

Verwaltung will Firmen
nicht bevorzugen

KIRCHHEIM. Die Verwaltung der
Gemeinde Kirchheim bei Mün-
chen lehnt den Vorschlag des Ge-
meinderats ab, ortsansässige Fir-
men zu bevorzugen, um sie zu un-
terstützen. Dies berichtet der
Münchner Merkur. Würde man
den Antrag umsetzen, könnte dies
eine unzulässige Diskriminierung
ortsfremder Bieter darstellen, so
die Verwaltung. (sta)

Wittenberg holt sich
Unterstützung bei Vergabe

WITTENBERG. Für vier Ortsteile
von Wittenberg soll eine neue
Wasserkonzession vergeben wer-
den, berichtet die Mitteldeutsche
Zeitung. Die Stadtverwaltung hat
sich für das Vergabeverfahren ei-
nen Rechtsanwalt mit entspre-
chender fachlicher Expertise an
die Seite geholt. Das für solche
Konzessionen geltende EU-Recht
solle „wasserdicht“ angewendet
werden, um spätere Klagen gegen
das Verfahren zu vermeiden. (sta)

Niedersachsen behält
erhöhte Wertgrenzen

HANNOVER. Die Regelungen für
besondere Wertgrenzen bei der
Vergabe von Bau-, Liefer- und
Dienstleistungsaufträgen werden
in Niedersachsen aufgrund der
Corona-Pandemie verlängert und
weiterentwickelt. Die ursprüng-
lich bis zum 31. März befristeten
Werte sind damit bis zum 30. Sep-
tember anwendbar. (sta)

Regenschutz für Polizisten ist derzeit
ausgeschrieben. FOTO: DPA/GES/OLIVER HURST

Kosten und Reputation
sind Beschaffern wichtig
Über 900 Vergabestellenmitarbeiter wurden befragt

MANNHEIM. Für Einkäufer im öf-
fentlichen Beschaffungswesen ist
es wichtig, die Vergabe von Aufträ-
gen an Bieter mit schlechtem Ruf zu
vermeiden. Das ergibt eine Studie
des ZEW Mannheim, die es im For-
schungsverbund „EconPol Euro-
pa“ unter anderem mit der Aalto
University und der finnischen
Wettbewerbs- und Verbraucherbe-
hörde für Deutschland und Finn-
land erstellt hat.

Die Ergebnisse basieren auf Um-
frageexperimenten, in denen hypo-
thetische Ausschreibungsergeb-
nisszenarien untersucht wurden.
Mehr als 900 für die Beschaffung in
der öffentlichen Verwaltung zu-
ständige Sachbearbeiter nahmen
teil. Sie scheuen, zeigt die Umfrage,
zudem Beschaffungen, die die er-
warteten Kosten übersteigen oder
sie lehnen diese ab, wenn die gefor-
derte Qualität nicht stimmt.

Hintergrund ist laut den Studi-
en-Autoren, dass das Überschrei-
ten des Budgets in der öffentlichen
Verwaltung als schlimm empfun-
den werde. Das Unterschreiten des
Budgets spiele dagegen eine deut-
lich geringere Rolle. „Dies rührt da-
her, dass Budgetübertretungen
häufig in der Öffentlichkeit stark
kritisiert werden, Kosteneinspa-
rungen in ähnlicher Höhe aber

nicht die gleiche Wertschätzung ge-
nießen”, sagt Janne Tukiainen, ei-
ner der Studien-Autoren.

„Wir haben in unserer Studie un-
tersucht, wie öffentliche Beschaffer
verschiedene Merkmale von Be-
schaffungsergebnissen bewerten”,
sagt Sebastian Blesse, Co-Autor der
Studie. Entscheidungsträger im öf-
fentlichen Vergabewesen gaben da-
bei an, dass sie bei ihrer Arbeit einen
erheblichen Ermessensspielraum
haben. Die Art und Weise, wie Ent-
scheidungen getroffen werden,
werde jedoch weitgehend als „Black
Box“ betrachtet, heißt es.

Die Forscher fragten die Be-
schaffer zudem nach den nach ih-
rer Einschätzung größten Proble-
men für einen Ablauf des Vergabe-
prozesses. Die meistgewählte Ant-
wort waren strenge bürokratische
Auflagen für den Vergabeprozess,
da sie die optimale Ausübung des
Ermessensspielraums für Mitar-
beiter behinderten. So schränkten
etwa EU-Vorschriften die Möglich-
keit von öffentlichen Einkäufern
ein, Bieter mit schlechtem Ruf aus-
zuschließen.

Das Risiko von Rechtsstreitigkei-
ten oder die Bevorzugung regiona-
ler Anbieter erwies sich für die öf-
fentlichen Einkäufer als weniger
wichtig. (raab/sta)

Berufssoldat im Ruhestand darf nicht
bei einem Bieter angestellt werden
Ehemaliger Soldat war im Dienst mit Vergabeverfahren befasst

MÜNSTER. Ein ehemaliger Soldat
im Ruhestand, der während seiner
aktiven Dienstzeit bei einem öf-
fentlichen Auftraggeber unter an-
derem mit Vergabeverfahren be-
fasst war, darf nicht für ein Bieter-
unternehmen arbeiten. Dies hat
das Oberverwaltungsgericht be-
schlossen (OVG Nordrhein-West-
falen, Beschluss vom 11. März 2021
– 1 B 1845/20).

Dieses Verbot gilt vor allem
dann, wenn die Annahme besteht,
dass die neue Tätigkeit dienstliche
Interessen beeinträchtigt, so die
OVG-Richter. Und dienstliche In-
teressen seien bereits dann beein-

trächtigt, wenn durch die Erwerbs-
tätigkeit „der böse Schein fehlen-
der Integrität der öffentlichen Ver-
waltung“ entstehe.

In dem beurteilten Fall hatte ein
Berufssoldat, der bereits im Ruhe-
stand war, um Entlassung gebeten,
weil er bei einem Unternehmen
beschäftigt werden wollte. Das
Bundesverteidigungsministerium
untersagte ihm diese Tätigkeit.
Nachdem er vergeblich beim Ver-
waltungsgericht dagegen geklagt
hatte, wandte sich der Soldat im
Ruhestand an das Oberverwal-
tungsgericht, das ihm ebenfalls
nicht Recht gab.

Denn, so die Richter, die Tätig-
keit als Berufssoldat hatte ihn
dienstlich mit Vergabeverfahren
beschäftigt, in denen das Unter-
nehmen, zu dem er wechseln woll-
te, als Bieter aufgetreten war.

Reale Gefahren sah der Kläger in
seiner neuen Tätigkeit jedoch
nicht, denn bei den inkriminierten
Vergabeverfahren habe er eine un-
tergeordnete, keine entscheidende
Rolle gespielt. Nach Ansicht des
OVG stimmt das nicht. Vielmehr
kenne der Kläger nicht nur interne
Auswahlkriterien, sondern er habe
auch maßgeblichen Einfluss auf
die Vergabeentscheidungen ge-
habt und kenne die Angebote kon-
kurrierender Bieter. Es sei durch-
aus möglich, dass er den Arbeits-
vertrag bei dem Bieterunterneh-
men erhalten solle, da er über die-
ses Wissen verfüge.

Die Richter bezogen sich auf das
Gesetz über die Rechtsstellung der
Soldaten, das in Paragraf 20a deren
Tätigkeit nach dem Ausscheiden
aus dem Wehrdienst regelt. Dem-
nach muss eine Erwerbstätigkeit
untersagt werden, wenn die Sorge
bestehen kann, dass durch sie
dienstliche Interessen beeinträch-
tigt werden. Der Anschein, die öf-
fentliche Verwaltung sei nicht inte-
ger, gehört dazu. (raab)

In einem Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen ging es um
Vergabetätigkeiten im Rahmen von Coachings für die Bundeswehr. FOTO: DPA/FOTOSTAND/DOSTMANN

Verstöße werden nach unterschiedlichen Gesetzen geahndet

Abhängig davon, welcher Natur ein Ver-
gaberechtsverstoß ist, greifen unter-
schiedliche Gesetze und Regelungen.
Betroffen ist das Strafgesetzbuch bei Be-
trug (Paragraf 263,264), bei Untreue
(Paragraf 266), bei wettbewerbsbe-
schränkenden Absprachen bei Aus-

schreibungen (Paragraf 298) und bei
Vorteilsnahme beziehungsweise Vor-
teilsgewährung (Paragraf 331ff).

Kartellverstöße werden nach Paragraf
81 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen als Bußgeldtatbestand
geahndet.

Banken, aber auch Hinweise von
Mitbewerbern oder ehemaligen
Mitarbeitern.“ Die interne Compli-
ance sei bei vielen öffentlichen Auf-
traggebern, gerade in kleineren Ver-
waltungen, häufig noch unzurei-
chend ausgeprägt. „Leider noch zu
selten finden nach meiner Ein-
schätzung Kontrollen bei einge-
schalteten Beratern wie Architek-
ten, Planern und Sachverständigen
statt“, sagt er.

Neues Wettbewerbsregister
soll Abhilfe schaffen

Damit weniger dem Zufall überlas-
sen bleibt, soll das Wettbewerbsre-
gister des Bundeskartellamts, das
2021 verfügbar sein soll, Abhilfe
schaffen. Auftraggeber können dann
über elektronische Abfrage bundes-
weit prüfen, ob ein Unternehmen
gegen Recht verstoßen hat. „Welche
Rolle insgesamt das Wettbewerbsre-
gister spielen wird, bleibt abzuwar-
ten“, so Hattig. „In Baden-Württem-
berg gibt es die ‚Melde- und Infor-
mationsstelle für Vergabesperren‘
beim Regierungspräsidium Karlsru-
he, laut Homepage derzeit ohne ein-
getragenen Fall“, sagt Ott.

bei Bauvorhaben der öffentlichen
Hand Schaden von mehreren Milli-
arden Euro pro Jahr entstehen.“

Selbst wenn viele Vergaberechts-
verstöße unerkannt bleiben, gibt es
doch Wege, solche zu erkennen. Die
EU-Kommission hat im März die
praxisnahe „Bekanntmachung über
Instrumente zur Bekämpfung ge-
heimer Absprachen bei der Vergabe
öffentlicher Aufträge und über Leit-
linien für die Anwendung des ent-
sprechenden Ausschlussgrundes
(2021/C 91/01)“ veröffentlicht.

Vergaberechtsexperte Ott nennt
die Checkliste des Bundeskartell-
amts zu Indikatoren unzulässiger
Submissionsabsprachen. „Hier
werden beispielhaft Punkte aufge-
führt, die bei der Durchsicht der An-
gebote durch den öffentlichen Auf-
traggeber zu beachten sind und für
eine Submissionsabsprache spre-
chen können“, sagt er. Außerdem
vergrößere vergaberechtlich ge-
schultes Personal die Wahrschein-
lichkeit, Verstöße aufzudecken.

Hattig ist skeptisch: „Nüchtern
betrachtet werden unzulässige
Handlungen häufig wohl nur durch
Zufall erkannt. So etwa durch Geld-
wäschekontrollmitteilungen der

Verstöße gegen
Vergaberecht Hohe Dunkelziffer und

kaum statistisches Material
Es geht um Milliarden Euro bei
der öffentlichen Auftragsverga-
be. Wer als Bieter oder Auftrag-
geber gegen das Vergaberecht
verstößt, kann unter Umstän-
den eine Straftat begehen. Mit-
tel, diese aufzudecken, schei-
nen nicht auszureichen, denn
die Dunkelziffer ist hoch.

Von Ulrike Raab-Nicolai

STUTTGART. Das Vergaberecht gilt
auch bei Experten als komplex. Geg-
ner einer Vereinfachung verweisen
auf die vielen Dimensionen, die das
überwiegend als Verfahrensrecht zu
verstehende Rechtsgebiet charakte-
risieren. Es soll einen transparenten
und fairen Wettbewerb gewährleis-
ten, auch indem es Korruption er-
schwert und die Chancengleichheit
größerer und kleinerer Bewerber
unterstützt. Durch Verfahrensvor-
gaben sollen der Mittelstand geför-
dert sowie umwelt- und sozialpoliti-
sche Zwecke verfolgt werden.
Schließlich besteht noch das Gleich-
behandlungsgebot aller Bieter.

Um diese Rechtsgüter zu schüt-
zen, ziehen Verstöße gegen das Ver-
gaberecht zum Teil strafrechtliche
Konsequenzen nach sich. „Auch die
Entfernung aus dem Beamtenver-
hältnis ist denkbar sowie eine Ahn-
dung nach Ordnungswidrigkeits-
recht“, sagt Martin Ott, Rechtsan-
walt bei Menold Bezler Rechtsan-
wälte in Stuttgart.

Horizontale und vertikale
Absprachen

Zu den Verstößen gehören Submis-
sionsbetrug, Untreue, wettbe-
werbsbeschränkende Absprachen
sowie Vorteilsannahme bezie-
hungsweise Vorteilsgewährung.
Verboten sind sowohl horizontale
Absprachen – zwischen Bietern – als
auch vertikale Absprachen – zwi-
schen Vergabestellen und Bietern.
„Ein prominenter Fall für eine verti-
kale Absprache stammt aus dem
Jahr 2019“, so Ott. „Der Oberbürger-
meister von Regensburg wurde vom

dortigem Landgericht der Vorteils-
annahme schuldig gesprochen, der
involvierte Bauunternehmer der
Vorteilsgewährung.“ Hintergrund
waren Spenden des Unternehmers
an die Partei des OB und die mut-
maßliche Bevorzugung des Unter-
nehmers bei einer Vergabe.

„Horizontale Absprachen dürf-
ten in der Praxis am häufigsten an-
zutreffen sein“, meint Oliver Hattig,
Rechtsanwalt bei Hattig, Dr. Leu-
polt Rechtsanwälte in Köln. Ver-
schiedene Bieter stimmten sich vor
Angebotsabgabe ab, um so den
Wettbewerb auszuschließen und
höhere Preise durchzusetzen.

Aber: „Bei Weitem nicht jede Auf-
fälligkeit in den Angebotsunterla-
gen oder der Angebote muss auf ei-

ner illegalen Absprache beruhen“,
so das Bundeskartellamt auf seiner
Internetseite. Zu den groben Verga-
berechtsverletzungen allerdings,
die strafrechtlich relevant sind, kön-
ne man kaum statistisch belastbare
Aussagen treffen, erläutert Hattig,
„Laut der Polizeilichen Kriminalsta-
tistik 2019 besteht für den Bereich
der Wettbewerbs-, Korruptions-
und Amtsdelikte ein erhebliches
Dunkelfeld, das auf ein Vielfaches
der veröffentlichten Zahlen ge-
schätzt wird“, erläutert er mit Blick
auf öffentliche Auftraggeber.

Auch horizontale Absprachen
wie verursachte Schäden sind nicht
statistisch erfasst, so das Bundes-
kartellamt: „Schätzungen zufolge
soll durch Submissionsabsprachen

Korruption gehört zu den strafrechtlich bewehrten Verstößen gegen die Bestimmungen des Vergaberechts. FOTO: DPA/IMAGEBROKER/SCHOENING

Lexikon

„J“ wie juristische Person
des öffentlichen Rechts

Juristische Personen des öffentli-
chen Rechts können sich hoheitli-
cher Mittel bedienen. Sie können
zum Beispiel Verwaltungsakte er-
lassen. Sie unterliegen der Staats-
aufsicht durch die zuständige Ver-
waltungsbehörde.

Zu ihnen gehören Körperschaf-
ten wie Staat, Gemeinden, Ge-
meindeverbände oder öffentliche
Sparkassen. Anstalten oder Stif-
tungen des öffentlichen Rechts ge-
hören ebenfalls zu diesen juristi-
schen Personen. Sie erledigen als
selbstständige Träger von Rechten
und Pflichten Verwaltungsaufga-
ben außerhalb von Behörden, die
unmittelbare Staatsverwaltung
sind. Eine Voraussetzung, um als
Auftraggeber Vergaben vorneh-
men zu können, ist, dass nicht ge-
werbliche Aufgaben zugunsten
des Allgemeinwohls erfüllen wer-
den und eine besondere Staatsnä-
he besteht. (raab)


